
RC\388155DE.doc PE 282.415/
PE 282.435/
PE 282.448/
PE 282.543/ RC1
Or. pa

EUROPÄISCHES PARLAMENT

15. Dezember 1999 B5-0348/1999 } 
B5-0372/1999 } 
B5-0385/1999 } 
B5-0392/1999 

}RC1

GEMEINSAMER 
ENTSCHLIESSUNGSANTRAG

eingereicht gemäß Artikel 50 der Geschäftsordnung

von den Abgeordneten

Khanbhai im Namen der PPE/DE-Fraktion
Sauquillo im Namen der PSE-Fraktion
Haarder im Namen der ELDR-Fraktion
Rod, Lucas, Maes, Schörling und Lannoye im Namen der VALE-Fraktion
Sylla, Miranda, Sjöstedt und Korakas im Namen der GUE/NGL-Fraktion

anstelle der Entschließungsanträge der

- ELDR-Fraktion (B5-0348/1999)
- PPE/DE-Fraktion (B5-0372/1999)
- GUE/NGL-Fraktion (B5-0385/1999)
- VALE-Fraktion (B5-0392/1999)

zu den Haftbedingungen der politischen Gefangenen in Dschibuti

Das Europäische Parlament,

- unter Hinweis auf seine früheren Entschließungen zur Lage in Dschibuti, insbesondere seine 
Entschließung vom 6. Mai 1999,

A. beunruhigt über den Missionsbericht (von August 1999) der Internationalen Vereinigung für 
Menschenrechte über die Bedingungen in den Gefängnissen in Dschibuti, in dem 
unmenschliche Haftbedingungen, insbesondere das Fehlen jeglicher Hygiene und einer 
angemessenen medizinischen Versorgung, beanstandet werden,
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B. besorgt darüber, daß 80% der Häftlinge gemäß dem berüchtigten nationalen Gesetz über 
Sicherungsverwahrung aus dem Jahre 1991 festgehalten werden und seit ihrer Verhaftung 
nicht vor Gericht gestellt worden sind,

C. in der Erwägung, daß viele der Inhaftierten den Anspruch erheben, politische Gefangene zu 
sein,

D. unter Hinweis darauf, daß die politischen Häftlinge wiederholt in den Hungerstreik getreten 
sind, um gegen ihre Haftbedingungen zu protestieren und um Zugang zu medizinischer 
Versorgung sowie in Ermangelung eines gerechten Prozesses ihre Freilassung zu fordern,

E. unter Hinweis darauf, daß zwei Häftlinge an den Folgen des Hungerstreiks gestorben sind,

F. in der Erwägung, daß sich unter den kranken Häftlingen Mohammed Kaadami Youssuf 
befindet, der Vertreter von FRUD (Front für die Wiederherstellung der Einheit und der 
Demokratie) in Europa, der 1997 illegal aus Äthiopien ausgeliefert wurde und heute kurz 
vor der Erblindung steht,

G. unter Hinweis darauf, daß Dschibuti das Abkommen von Lomé unterzeichnet hat, in dessen 
Artikel 5 es heißt, daß die Entwicklungshilfe eng mit der Achtung und der entsprechenden 
Möglichkeit der Nutzung der menschlichen Grundrechte und –freiheiten verknüpft ist,

1. verurteilt erneut die Menschenrechtsverletzungen in Dschibuti;

2. fordert die staatlichen Organe in Dschibuti auf, die Rechte der Häftlinge einschließlich des 
Rechts auf Zugang zu medizinischer Versorgung zu achten;

3. fordert die Regierung von Dschibuti auf, alle politischen Gefangenen und alle 
Langzeitinhaftierten, die bisher nicht unter Anklage gestellt worden sind, freizulassen und 
die Praxis der Sicherungsverwahrung, die ohne gerichtliche Voruntersuchung angeordnet 
wird, zu beenden;

4. fordert die staatlichen Organe in Dschibuti auf, die Meinungsfreiheit und den politischen 
Pluralismus zu gewährleisten und die Verfolgung der politischen Gegner einzustellen;

5. ersucht die Regierung von Dschibuti, die Rückkehr der Flüchtlinge und Umgesiedelten in 
ihre Region, aus der sie stammen, zu ermöglichen;

6. fordert Kommission und Rat auf, die Lage der Menschenrechte in Dschibuti im allgemeinen 
und die Haftbedingungen der politischen Gefangenen im besonderen im Rahmen der 
Achtung von Artikel 5 des Abkommens von Lomé mit großer Aufmerksamkeit zu 
verfolgen;

7. beauftragt seine Präsidentin, diese Entschließung der Kommission, dem Rat, den 
Kopräsidenten der Paritätischen Versammlung AKP-EU sowie der Regierung von Dschibuti 
zu übermitteln.


